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Oliver Kumbartzky zu TOP 29+48 u.a. "Handeln statt verbieten:
'Allianz für die Ostsee' statt Nationalpark"

In seiner Rede zu TOP 29+48 (u.a. Handeln statt verbieten: ‚Allianz für die Ostsee‘ statt

Nationalpark) erklärt der Parlamentarische Geschäftsführer und umweltpolitische Sprecher der

FDP-Landtagsfraktion, Oliver Kumbartzky:

„Es ist höchstwahrscheinlich das letzte Mal in dieser Wahlperiode, dass wir hier im Landtag über

das Thema Nationalpark Ostsee sprechen. Schließlich hat die CDU das grüne Herzensprojekt in der

vergangenen Woche bereits versenkt – mit tatkräftiger Unterstützung des Ministerpräsidenten.

Das war gut und richtig so und sagt nebenbei eine Menge über das Klima in dieser Koalition:

,Ergebnisoffen‘ war nur der Zeitpunkt, wann die Idee eingestampft wird. Und das wird nun der

Landesparteitag der CDU sein.

Nun lassen Sie uns heute aber auch die einzig logische Konsequenz ziehen: Der zeit- und

kostenintensive Konsultationsprozess muss umgehend beendet werden. Dort soll es schließlich

um ,Einschätzungen zur möglichen Einrichtung eines Nationalparks Ostsee‘ gehen (1). Faktisch ist

die Einrichtung eines Nationalparks Ostsee nun aber Geschichte, welchen Zweck also hätte eine

Fortsetzung der sogenannten Konsultation? Stimmen Sie einfach unserem Antrag zu und beenden

Sie das unwürdige Schauspiel. Es ist doch eine Farce, noch zu weiteren Runden einzuladen, wenn

das Ergebnis bereits feststeht! Das wäre auch respektlos gegenüber den Teilnehmern. Minister

Goldschmidt, Sie reiten ein totes Seepferdchen! Verlieren Sie nicht noch mehr Zeit mit

vorgegaukelten Beteiligungsverfahren für ein bereits beerdigtes Projekt, sondern werden Sie

endlich konkret!

Denn eines haben die Diskussionen der vergangenen Wochen und Monate sehr deutlich zutage

gefördert: Es zweifelt niemand ernsthaft daran, dass in den letzten Jahren zu wenig für die Ostsee

und ihren Schutz getan wurde. Und das Wenige, das seitens des schleswig-holsteinischen

Umweltministeriums überhaupt unternommen wurde, lässt sich in seiner Wirkung offenbar nicht

bewerten –	die Antworten auf meine Kleine Anfrage zum Ostseeschutz (Drs. 20/1332) sind ein

Offenbarungseid. Auch das gehört zur Wahrheit dazu: Die Bilanz des in den letzten Wahlperioden

grün geführten Umweltministeriums beim Thema Ostseeschutz ist allenfalls mangelhaft bis

ungenügend. Die Nationalparkdiskussion war nicht mehr als die übliche grüne Symbolpolitik, die

über die vielen fachlichen Mängel hinwegtäuschen soll – wir kennen das von den anderen grünen

Ministerien ja auch.



Lob und Dank gebührt denjenigen, die sich trotz aller Vorbehalte in die Diskussion eingebracht

haben. Es sind dort zahlreiche gute Argumente gegen einen Nationalpark, aber für einen besseren

Ostseeschutz vorgebracht worden. Die Menschen vor Ort wollen sich einbringen – aber für einen

Handlungsplan mit Perspektive! CDU und Grüne haben das übrigens auch im Koalitionsvertrag

adressiert. Der Satz ging in der ganzen Nationalparkdiskussion leider unter, deswegen zitiere ich

ihn gerne einmal (Zeilen 4852-4854): ,Wir werden für den Ostseeraum einen Dialog über die

Verbesserung von Managementmaßnahmen in Schutzgebieten anstoßen, damit auch dieser

einzigartige Naturraum künftig noch besser geschützt wird.‘

Pauschale Verbote und mehr Bürokratie und Verwaltung schützen die Ostsee aber nicht. Und das

Siegel Nationalpark holt keine Munition aus dem Meer. Das große Engagement vor Ort muss jetzt

aufgenommen und nachhaltig sowie kooperativ genutzt werden. Es ist in den vergangenen

Monaten doch immer wieder deutlich geworden, dass der Schutz der Ostsee ein zentrales

Interesse der Menschen vor Ort und darüber hinaus ist. Es ist, wie gesagt, ein Armutszeugnis, dass

die Umweltminister der letzten Wahlperioden das nicht erkannt und für die Ostsee

gewinnbringend genutzt haben. Und es ist mehr als ärgerlich, dass der so genannte

Konsultationsprozess an der Ostseeküste zu großer Verunsicherung geführt hat.

Immerhin: Ministerpräsident Daniel Günther hat das Problem ganz offensichtlich erkannt und

gerade in jüngster Zeit bei seinen auffällig vielen Ostsee-Terminen immer wieder betont, dass er

selbst ein starkes Interesse am Ostseeschutz hat. Gut so! Deswegen sollte er unseren Vorschlag für

eine ,Allianz für die Ostsee‘ aufnehmen und einen Rat installieren, in dem die verschiedenen

Gruppierungen vertreten sind – nicht als grüner, zeitlich befristeter PR-Gag unter der Überschrift

,Konsultationsprozess‘, sondern dauerhaft und nachhaltig. Herr Ministerpräsident, machen Sie das

Thema zur Chefsache! Nutzen Sie die Bereitschaft und Erfahrungen der Menschen vor Ort,

nehmen Sie die vielen Angebote an. Auch die FDP-Fraktion reicht Ihnen dabei die Hand und will

gerne aktiv beim besseren Ostseeschutz mitwirken. Mit den Menschen, und nicht gegen sie.“

(1)	siehe https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/themen/kueste-wasser-

meer/konsultationsprozess-ostsee/_documents/Spielregeln.html?nn=87ad3a1c-25a5-4bdc-978c-
509ba66c2937

Sperrfrist Redebeginn!

Es gilt das gesprochene Wort
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